
Ziel der Konferenz 
Die Konferenz Financing for Development (FfD) hatte zum 
Ziel, die finanziellen Implikationen der in der letzten Ent-
wicklungsdekade beschlossenen und in der Millennium-
Deklaration von den Staats- und Regierungschefs bekräftig-
ten internationalen Entwicklungsziele offen zu legen und 
Ansätze für die Mobilisierung zusätzlicher finanzieller Res-
sourcen aufzuzeigen. Mit dieser Zielsetzung stellte die FfD-
Konferenz einen weiteren wichtigen Schritt in den internati-
onalen Bemühungen dar, die Armut auf der Welt zu beseiti-
gen und die sozialen und ökologischen Lebensbedingungen 
der Menschen zu verbessern. Sie wurde nicht als pledging-
Konferenz konzipiert; vielmehr ging es um eine politische 
Positionsbestimmung, was heute finanzierbar und konsens-
fähig ist und welche Finanzierungsprobleme einer weiteren 
Klärung bedürfen. 

Der holistische Ansatz der Konferenz 
Es gehört zu den großen Verdiensten der Konferenz, sich mit 
dem gesamten Spektrum der Entwicklungsfinanzierung be-
fasst zu haben. Dieses Vorgehen entsprang der Einsicht, dass 
erst eine Gesamtschau der verschiedenen Finanzierungsquel-
len einen realistischen Überblick über bestehende Ressour-
cenlücken und Mobilisierungsmöglichkeiten verschafft. 
Zugleich verhindert es eine zu einseitige Fixierung auf ein-
zelne Finanzierungsquellen, vor allem auf die ODA, die im 
Vergleich zu allen anderen internen und externen Finanzie-
rungsquellen eine vom Umfang her eher bescheidene Rolle 
spielt. 
Sechs Themenschwerpunkte standen im Mittelpunkt der 
Konferenz: Mobilisierung einheimischer Ressourcen, Mobi-

lisierung internationaler Ressourcen, Handel, Finanzielle und 
Technische Zusammenarbeit, Auslandsverschuldung und 
Systemische Fragen: Kohärenz und Konsistenz des internati-
onalen Währungs-, Finanz- und Handelssystems. 
Beim letzten Themenschwerpunkt ging es nicht nur um Fi-
nanzierungsfragen im engeren Sinne, also um die Leistungen 
der multilateralen Entwicklungsbanken oder des IWF. Im 
Vordergrund der Erörterungen stand vielmehr die grundsätz-
liche Frage, wie das internationale Finanz-, Währungs- und 
Handelssystem zu gestalten ist, um den Prozess der nachhal-
tigen Entwicklung und die Erreichung der vereinbarten in-
ternationalen Entwicklungsziele zu begünstigen. 

Eine neue Partnerschaft 
Die Erreichung der internationalen Entwicklungsziele, insbe-
sondere des Ziels, die Zahl der in absoluter Armut lebenden 
Menschen bis zum Jahre 2015 zu halbieren, erfordert nicht 
nur grundlegende Änderungen der Sichtweisen und Politiken 
aller Akteure, sondern auch eine Erhöhung der finanziellen 
Ressourcen. Die Anstrengungen der Entwicklungsländer 
bedürfen der wirkungsvollen Unterstützung durch die bi- 
und multilateralen Geber, wie umgekehrt die Leistungen der 
internationalen Gemeinschaft erst dann die gewünschten Er-
gebnisse erzielen können, wenn sie in verantwortungsbe-
wusste und auf die Reduzierung der Armut gerichtete Politi-
ken der Empfängerländer eingebettet sind. Diese Philosophie 
bildet die Grundlage des Konsenses von Monterrey und der 
dort verkündeten neuen Partnerschaft zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern. 
Zum neuen partnerschaftlichen Ansatz gehört auch eine 
engere Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatwirtschaft. 

Die Konferenz Financing for Development (FfD) endete am 22. März 2002 mit der feierlichen Verabschiedung des Konsenses 
von Monterrey durch die Staats- und Regierungschefs in Monterrey/Mexiko. Die Konferenz hatte zum Ziel, die in der letzten 
Entwicklungsdekade beschlossenen internationalen Entwicklungsziele, darunter vor allem das Ziel einer Halbierung der Zahl 
der in absoluter Armut lebenden Menschen bis zum Jahre 2015, auf ihre finanziellen Implikationen zu überprüfen und Wege 
zur Mobilisierung der hierfür erforderlichen Finanzmittel aufzuzeigen. Dieses Ziel wurde zu großen Teilen nicht erreicht. 
Der Konsens von Monterrey besteht aus einer Sammlung von richtigen, aber unverbindlichen und vagen Absichtserklärun-
gen. Die Entwicklungsländer verpflichten sich zu guter Regierungsführung, zu wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Re-
formen sowie zu stabilitätsorientierten Makropolitiken. Wann und in welchem Umfang dies geschehen wird, bleibt offen. Auch 
nennt der Konsens von Monterrey keine Zielvorgaben in Bezug auf die Steigerung der internen Ressourcenmobilisierung. 
Die Industrieländer haben in Monterrey ebenfalls keine konkreten Zusagen gemacht. Sie lehnten eine Erörterung der han-
delspolitischen Forderungen der Entwicklungsländer mit dem Hinweis auf die Zuständigkeit der WTO ab; der Rahmen für 
Umschuldungsaktionen bleibt weiterhin auf den Kreis der HIPC-Länder beschränkt, und eine substanzielle Steigerung der 
ODA-Leistungen wurde von ihnen nur im Prinzip, d.h. ohne konkrete Zusagen und Zeitpläne anerkannt. Lediglich die von den 
USA und der EU anlässlich der Verabschiedung des Konsenses von Monterrey abgegebene einseitige Erklärung, ihre Hilfe-
leistungen bis zum Jahre 2006 dauerhaft um jährlich 12 Mrd. US $ zu erhöhen, lässt den Konsens in einem positiveren Licht 
erscheinen. Schließlich wurde auch die Reform des internationalen Währungs-, Finanz- und Handelssystems auf das Verspre-
chen einer verbesserten Zusammenarbeit der bestehenden internationalen Institutionen reduziert. 
Die Konferenz von Monterrey ist sicherlich nicht als historische Konferenz einzustufen, dennoch brachte sie zahlreiche Fort-
schritte im Detail. Zu nennen sind vor allem: die während des Konferenzverlaufs deutlich gewordene Bereitschaft der Regie-
rungen der Entwicklungsländer, die Hauptverantwortung für die eigene wirtschaftliche und soziale Entwicklung anzuerken-
nen sowie die grundsätzliche Bereitschaft der Industrieländer, den Entwicklungsländern in den jeweiligen internationalen 
Institutionen ein größeres Mitspracherecht einzuräumen. Darüber hinaus gibt der Konsens von Monterrey zahlreiche neue 
Anstöße, zum Beispiel für die Steigerung der Effizienz der ODA, eine gerechtere Lastenverteilung im Rahmen des Manage-
ments von internationalen Finanzkrisen, die Erarbeitung eines internationalen Insolvenzrechts und die Stärkung der Rolle des 
Privatsektors. 
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Allein sind die staatlichen Institutionen überfordert, die 
vereinbarten internationalen Entwicklungsziele zu erreichen; 
dazu bedarf es auch der aktiven Mitwirkung des privaten 
Sektors. Vom Staat wird erwartet, dass er Rahmenbedingun-
gen schafft, die eine dynamische Entwicklung der Privatwirt-
schaft ermöglichen; von den Unternehmen, auch den auslän-
dischen Direktinvestoren, wird dagegen erwartet, dass sie 
sich bei ihren Investitionsentscheidungen an den Prinzipien 
des corporate governance orientieren und die entwicklungs-
politischen Prioritäten des Gastlandes in ihrem Investitions-
kalkül angemessen berücksichtigen. 

Anforderungen an die Entwicklungsländer 
Analysiert man den Monterrey-Konsens im Hinblick auf die 
Bereiche und Aufgaben, in denen primär die Entwicklungs-
länder gefordert sind, so fällt auf, dass bei allen Schwer-
punktthemen der Konferenz immer wieder dieselben Forde-
rungen erhoben werden. Die Regierungen müssen in ihren 
eigenen Ländern stabile politische, wirtschaftliche und sozia-
le Verhältnisse herstellen. Good governance und ownership 
müssen zu Maximen ihrer Politiken werden. Die Bekämp-
fung der Armut ist das überragende Ziel, an dem sich staatli-
ches Handeln auszurichten hat. Hierzu sind nicht nur stabili-
tätsorientierte Makropolitiken, eine disziplinierte Haushalts- 
und Geldpolitik sowie transparente, nicht diskriminierende 
und rechtlich eindeutige Rahmenbedingungen erforderlich, 
sondern auch ein marktwirtschaftliches Wirtschaftssystem 
sowie gesellschaftliche Strukturen, die die produktiven Kräf-
te von zivilgesellschaftlichen Gruppierungen zur Entfaltung 
bringen. 
All diese Forderungen sind nicht neu! In den letzten zehn 
Jahren sind sie immer stärker in den Mittelpunkt der ent-
wicklungspolitischen Diskussion gerückt. Die Konferenz 
von Monterrey hat diese Diskussion aber in dem konkreten 
Kontext der Entwicklungsfinanzierung geführt. Auf eine 
einfache Formel gebracht lautet die Botschaft von Monter-
rey: Ohne Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Wirtschaftsre-
formen und stabilitätsorientierte Makropolitiken lassen sich 
die fundamentalen Finanznöte der Entwicklungsländer nicht 
beheben. 
Im Verlauf der FfD-Konferenz wurde über diese Themen 
intensiv und mit großer Offenheit gesprochen. Die Ernsthaf-
tigkeit und Sachlichkeit, mit der sich die Entwicklungsländer 
dieser Problematik stellten, überzeugte. Nur vereinzelt wurde 
versucht, das internationale Umfeld für interne Fehlentwick-
lungen und Engpässe verantwortlich zu machen. Es bleibt zu 
hoffen, dass der Konsens von Monterrey einen Wendepunkt 
markiert und den vielen Worten nunmehr Taten folgen. Die 
von zahlreichen Konferenzteilnehmern wiederholt zitierte 
New Partnership for Africa´s Development kann in der Tat 
als ein positives Zeichen für die gewachsene Bereitschaft der 
Entwicklungsländer gedeutet werden, mehr Eigenverantwor-
tung zu übernehmen. 

Anforderungen an die Industrieländer 
Internationaler Handel: Der Konsens von Monterrey be-
kräftigt das Leitbild eines weltumspannenden, auf festen Re-
geln beruhenden, offenen, nicht diskriminierenden und ge-
rechten Handelssystems. Hiervon würden Länder aller Ent-
wicklungsstufen profitieren. Die Verpflichtung zur Liberali-
sierung des Handels wird erneuert und die Entscheidung der 
Welthandelsorganisation (WTO) begrüßt, die Bedürfnisse 
und Interessen der Entwicklungsländer ins Zentrum ihres auf 
der vierten Ministerkonferenz in Doha verabschiedeten Ar-
beitsprogramms zu stellen. 
Mit diesem Ergebnis blieb die Konferenz von Monterrey 
weit hinter den Erwartungen zurück. Die Entwicklungslän-
der, für die die Einnahmen aus dem Handel die mit Abstand 
wichtigste externe Finanzierungsquelle sind, sahen gerade  
 
 

die Konferenz Financing for Development als eine geeignete 
Plattform, um die Voraussetzungen für eine langfristige Er-
höhung ihrer Exporterlöse zu verbessern. So forderten sie 
vor allem den uneingeschränkten Zugang ihrer Produkte zu 
den Märkten der Industrieländer, insbesondere für Agrar-, 
Textil- und Bekleidungsprodukte, die Beseitigung aller Ex-
portsubventionen in den Industrieländern, vor allem im Ag-
rarbereich, eine Revision der handelsbezogenen intellektuel-
len Eigentumsrechte sowie eine Reform der WTO mit dem 
Ziel, die Rolle der Entwicklungsländer in dieser Organisati-
on zu stärken. Im Abschlussdokument werden diese Sorgen 
der Entwicklungsländer nur noch in einem gesonderten 
Absatz erwähnt. 
Die Industrieländer lehnten die Erörterung der handelspoliti-
schen Forderungen der Entwicklungsländer mit dem Hinweis 
auf die Zuständigkeit der WTO ab. Was von ihnen geflis-
sentlich übersehen wurde, ist die Tatsache, dass es überhaupt 
nicht um Verhandlungen ging. Den meisten Forderungen 
hatten die Industrieländer bereits in der letzten Welthandels-
runde, der Uruguay–Runde, zugestimmt. Ohne Beschädi-
gung des Mandats der WTO hätten sie sich daher in Monter-
rey bereit erklären können, ihre in der Uruguay-Runde über-
nommenen Verpflichtungen unverzüglich umzusetzen. Dass 
dies nicht geschehen ist, gehört zu den größten Enttäuschun-
gen der Konferenz. Darüber tröstet auch nicht das Angebot 
der Industrieländer hinweg, den Entwicklungsländern bei der 
Überwindung angebotsseitiger Engpässe im Außenhandel im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit zu helfen. 

Erhöhung der Finanziellen und Technischen Zusammen-
arbeit und Steigerung ihrer Effizienz: Für Länder, die noch 
keinen Zugang zu den internationalen Kapitalmärkten haben 
und deren Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten 
schwach ist, bleibt die ODA – so der Grundtenor des Ab-
schlussdokuments – eine unverzichtbare Finanzierungsquel-
le. Aufgrund ihrer vielseitigen Einsatzmöglichkeiten ist sie 
jedoch auch für andere Entwicklungsländer wichtig. Zwei 
Aspekte standen im Verlauf der Konferenz im Vordergrund: 
Die Erhöhung des ODA-Volumens und die Verbesserung der 
Effizienz der ODA. 
Zur Verwirklichung der internationalen Entwicklungsziele 
wird auch eine substanzielle Erhöhung der ODA-Leistungen 
für notwendig gehalten. Die Geberländer waren aber nicht 
bereit, sich auf eindeutige Zusagen einzulassen. So heißt es 
in Bezug auf das 0,7 %-Ziel lediglich: „Wir erkennen die 
Anstrengungen aller Geber an und würdigen diejenigen 
Geber, deren ODA-Beiträge die Ziele überschreiten, errei-
chen oder sich aufwärts auf sie zu bewegen, und unterstrei-
chen die Bedeutung einer Selbstverpflichtung zur Prüfung 
der Mittel und Zeitpläne für die Erreichung der Zielwerte 
und Ziele.“ 
Die Kritik an dieser bereits im Januar 2002 in New York 
erzielten inhaltsleeren Kompromissformel hat sicherlich da-
zu beigetragen, dass sowohl die USA als auch die EU in 
Monterrey einseitig eine substanzielle Erhöhung ihrer ODA-
Leistungen ankündigten. Der amerikanische Präsident 
George W. Bush erklärte, sich im Kongress für eine 50 %ige 
Steigerung der US-Entwicklungshilfe (bezogen auf die core 
development assistance) in den nächsten drei Haushaltsjah-
ren einzusetzen. Dies würde am Ende dieser Periode – ver-
glichen mit dem heutigen Stand – zu einer dauerhaften Er-
höhung des ODA-Volumens um 5 Mrd. US $ führen. Die 
EU gab durch den Präsidenten der Kommission, Romano 
Prodi, bekannt, dass sie ihre durchschnittliche ODA-Quote 
bis zum Jahr 2006 von 0,33 % auf 0,39 % erhöhen will, 
wobei jedes einzelne Mitgliedsland eine Quote von mindes-
tens 0,33 % erreichen wird. Insgesamt entspricht dies einer 
Steigerung der ODA um jährlich 7 Mrd. US $. 
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Diese beiden Selbstverpflichtungen haben den Kritikern am 
Monterrey-Konsens viel Wind aus den Segeln genommen. 
Dennoch kann die Situation nach dem Monterrey-Gipfel 
nicht befriedigen. Zum einen fehlt eine entsprechende Ver-
pflichtung des größten bilateralen Gebers, Japan; zum ande-
ren bleiben auch die künftigen Leistungen der multilateralen 
Finanzierungsinstitutionen unbestimmt. Die insgesamt zuge-
sagten zusätzlichen 12 Mrd. US $ lassen zwar eine positive 
Trendwende in den ODA-Leistungen erwarten, die Errei-
chung der internationalen Entwicklungsziele ist damit aber 
nicht gewährleistet. 
Angesichts der begrenzten finanziellen Spielräume in den 
meisten Geberländern soll der Effizienz der ODA-Mittel in 
den kommenden Jahren verstärkte Aufmerksamkeit gewid-
met werden. Immer noch gibt es zu viel Bürokratie, Eigen-
brötelei und Intransparenz im System der entwicklungspoliti-
schen Zusammenarbeit. Es ist zu begrüßen, dass die Konfe-
renz diese Schwachstellen deutlich benannt und zahlreiche 
Vorschläge zur Erhöhung der ODA-Effizienz gemacht hat. 
Hierzu zählen beispielsweise: Eine weitere Harmonisierung 
der Vergabeverfahren unter den Gebern, die Verstärkung der 
ungebundenen Hilfe, ein größeres Mitspracherecht der Emp-
fängerländer bei der Verwendung der Mittel und beim Ein-
satz von mehr programmorientierten Instrumenten. 
Verschuldung: Die erweiterte Schuldeninitiative für die 
hochverschuldeten armen Entwicklungsländer (HIPC) bildet 
weiterhin den Rahmen für Schuldenerleichterungen. Ver-
suche, mittleren Einkommensländern ebenfalls Schuldener-
leichterungen zu gewähren bzw. in Aussicht zu stellen, 
scheiterten am Widerstand der Industrieländer. Sie 
bekräftigten aber ihren Willen, die HIPC-Initiative zu einem 
schnellen und erfolgreichen Abschluss zu bringen. Alle 
HIPC-Länder sollen nach Möglichkeit in den vollen Genuss 
der angebotenen Schuldenerleichterungen kommen. Die be-
stehenden Verfahren sollen möglichst flexibel angewandt 
und die Schuldenerleichterungen durch zusätzliche Mittel 
finanziert werden. 
Die erweiterte HIPC-Initiative basiert auf dem Konzept der 
tragfähigen Verschuldung. Die Ansichten darüber, wie diese 
konkret zu definieren ist, gingen auch auf der Konferenz 
auseinander. Die methodischen Verfahren und Annahmen, 
die den bisherigen Analysen zugrunde liegen, sollen daher 
einer Überprüfung unterzogen werden. Die Analysen sollen 
künftig stärker berücksichtigen, dass eine Verschlechterung 
der Weltkonjunktur, Naturkatastrophen oder Handelsschocks 
die Grenzen einer tragfähigen Verschuldung nachhaltig ver-
schieben können. Schließlich enthält der Konsens von Mon-
terrey auch die Forderung nach Erarbeitung eindeutiger 
Kriterien für das Management und die Lösung von Finanz-
krisen, um eine gerechte Lastenverteilung zwischen öffentli-
chem und privatem Sektor sowie Gläubigern und Schuldnern 
sicherzustellen. 
Systemische Fragen: In einer Welt, die immer stärker zu-
sammenwächst, hängt die Entwicklung eines Landes zuneh-
mend von den internationalen Rahmenbedingungen ab. 
Zwischen den Industrie- und den Entwicklungsländern konn-
te daher relativ schnell Einigung darüber erzielt werden, dass 
die nationalen Entwicklungsanstrengungen durch Reformen 
im internationalen Währungs-, Finanz- und Handelssystem 
ergänzt werden müssen. Unter Hinweis auf die zahlreichen 
bereits in Gang gekommenen Reformen wurde vereinbart, 
pragmatisch nach weiteren Verbesserungsmöglichkeiten zu 
suchen. Defizite wurden bei der Partizipation der Entwick-

lungsländer an den Entscheidungsprozessen internationaler 
Institutionen und Foren sowie bei den organisatorisch-
institutionellen Strukturen des internationalen Systems iden-
tifiziert. 
Den vehement vorgetragenen Forderungen der Entwick-
lungsländer nach stärkerer Teilhabe an den Entscheidungen 
in den internationalen Institutionen und Foren stellten die 
Industrieländer formale Argumente entgegen. Sie lehnten es 
vor allem ab, Reformen der Weltwirtschaftsordnung inner-
halb des Systems der Vereinten Nationen zu verhandeln. Sie 
verwiesen auf die bestehenden Mandate der internationalen 
Institutionen, die nicht durch Beschlüsse der Konferenz ver-
ändert werden könnten. Der Konsens von Monterrey benennt 
daher nur noch die betreffenden Institutionen und ermutigt 
sie zu Maßnahmen, die im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate 
eine stärkere Repräsentanz der Entwicklungsländer sicher-
stellen. 
Mit dem Ziel einer größeren Kohärenz des internationalen 
Systems wird eine verbesserte Koordination der multilatera-
len Finanz-, Handels- und Entwicklungsinstitutionen unter-
einander sowie mit dem System der Vereinten Nationen be-
fürwortet. Außerdem soll die Rolle der UN-Regional-
kommissionen und der regionalen Entwicklungsbanken im 
Rahmen des regionalen Politikdialogs über makroökonomi-
sche, finanzielle, handelsbezogene und entwicklungspoliti-
sche Fragen intensiviert werden. 

Politisches Kräftefeld 
Das politische Kräftefeld, aus dem heraus der Konsens von 
Monterrey entstand, wurde im Wesentlichen durch die USA 
(verstärkt durch Japan, Kanada und Australien), die EU und 
die „Gruppe der 77 und China“ abgesteckt. Alle anderen 
Länder oder regionalen Gruppierungen hatten auf den Kon-
ferenzverlauf keinen erkennbaren Einfluss. 
Der überragende Akteur im Verlauf der zweijährigen Konfe-
renzvorbereitungen waren ohne Zweifel die USA. Am An-
fang lehnten sie die Konferenz völlig ab; nachdem sie nicht 
mehr zu verhindern war, zeigten sie zunächst destruktives 
Interesse, traten dann mit einer kaum noch zu überbietenden 
Härte gegenüber der „Gruppe der 77 und China“ auf und 
dominierten am Ende die Konferenz mit einer alle anderen 
Delegationen in den Schatten stellenden Verhandlungsleis-
tung. Der Konsens von Monterrey spiegelt weitgehend ame-
rikanische Interessen und Sichtweisen wider. Dies wurde 
von der amerikanischen Delegation auch ganz offen als 
Voraussetzung für die Teilnahme des amerikanischen Präsi-
denten an dem Gipfeltreffen in Monterrey genannt. Die 
Tatsache, dass Japan, Kanada und Australien die amerikani-
sche Verhandlungsposition auf weiten Strecken mittrugen, 
war für die USA sicherlich hilfreich, aber nicht entschei-
dend. 
Die Verhandlungsstärke der Europäischen Union schwankte 
im Verlauf der zweijährigen Verhandlungen erheblich. Dies 
hing im Wesentlichen mit dem halbjährigen Wechsel der  
EU-Präsidentschaft zusammen. Bedauerlich war, dass die 
EU gerade in der letzten und entscheidenden Phase der Kon-
ferenz äußert schwach vertreten wurde. Deshalb konnte sie 
sich in den Fragen, in denen sie gegenüber den USA eine 
abweichende Position einnimmt, wie zum Beispiel beim 
0,7 %-Ziel und bei der Reform des internationalen Systems 
nicht durchsetzen. Bei entsprechendem Einsatz der EU wäre 
sicherlich auch nicht der gesamte Komplex der Globalen 
Öffentlichen Güter aus dem Abschlussdokument herausge-
fallen. 
Auch die „G 77 und China“ zeigte im Verlauf der Verhand-
lungen Stärken und Schwächen, was zum einen mit den 
Personen zusammenhing, die für die Gruppe sprachen. Zum 
anderen erwies sich für die „G 77 und China“ der holistische 
Ansatz der Konferenz als Problem. Bei der großen Fülle an 
unterschiedlichen Problemfeldern gelang es ihr phasenweise 

ODA-Quoten wichtiger EU-Geberländer (2000) 
Spanien 
Deutschland 
Frankreich 
Niederlande 
Dänemark 

0,24 % 
0,28 % 
0,33 % 
0,82 % 
1,06 % 
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kaum noch, die höchst heterogenen Interessen der Gruppen-
mitglieder zu einer Verhandlungsposition zu verdichten. Die 
Tatsache, dass zahlreiche Themen im Verlauf der Konferenz 
nicht mehr verhandelt wurden, ist nicht zuletzt der Schwäche 
der „G 77 und China“ geschuldet. China hielt sich während 
der gesamten Konferenz deutlich zurück, was vor allem 
daran liegen dürfte, dass es in China keine auf Kapitalman-
gel zurückzuführenden Finanzierungsengpässe gibt. 

Bewertung der Konferenz 
Das unmittelbare Ziel der Konferenz, die finanziellen Impli-
kationen der internationalen Entwicklungsziele zu analysie-
ren und Möglichkeiten zusätzlicher Ressourcenmobilisierung 
aufzuzeigen, wurde nicht erreicht. Es bleibt auch nach dem 
Konsens von Monterrey offen bzw. strittig, welche finanziel-
len Mittel für die Erreichung der internationalen Entwick-
lungsziele insgesamt zu mobilisieren sind und welchen Bei-
trag die einzelnen Finanzierungsquellen dazu leisten könn-
ten. Auch die im Zusammenhang mit der Annahme des 
Konsenses von Monterrey in Aussicht gestellte Erhöhung der 
ODA-Leistungen der EU und der USA ändert an dieser 
Feststellung nichts. 
Eine Bewertung der Konferenz Financing for Development, 
die ausschließlich an dem Text des Abschlussdokuments 
ansetzt, greift zu kurz, da sie den vorgeschalteten zweijähri-
gen Verhandlungsprozess nicht ausreichend berücksichtigt. 
Wichtig ist, dass die Konferenz als Teil eines evolutionären 
Prozesses verstanden wird, bei dem es darum geht, das Ver-
hältnis von Industrie- zu Entwicklungsländern neu zu gestal-
ten. Aus dieser Perspektive können internationale Konferen-
zen in der Regel nicht danach bewertet werden, ob „Durch-
brüche“ erreicht, Meilensteine oder Wendepunkte markiert 
werden konnten. Dies können nur wenige Konferenzen für 
sich in Anspruch nehmen. In diesem Sinne ist die Konferenz 
von Monterrey sicherlich nicht als eine „historische“ Konfe-
renz einzustufen und auf eine Ebene mit der 6. UN-Son-
dergeneralversammlung von 1974 oder der Rio-Konferenz 
von 1992 zu stellen. Als eine „normale“ Konferenz ist sie 
vielmehr danach zu analysieren und zu bewerten, ob es im 
Prozessverlauf in einzelnen Konflikt- und Verhandlungsfel-
dern zu Bewegungen gekommen ist. Dies ist unstrittig der 
Fall. 
Zwei Veränderungen, die langfristig möglicherweise nach-
haltige Folgen haben werden, sind besonders hervorzuheben. 
Zum einen hat die Konferenz von Monterrey stärker als alle 
anderen Konferenzen festgeschrieben, dass jedes Land die 
Hauptverantwortung für die eigene wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung trägt. Der Verlauf der Diskussion während 
der Konferenz lässt hoffen, dass viele Entwicklungsländer 
diese Botschaft verstanden haben. Die Industrieländer haben 
wiederum zur Kenntnis nehmen müssen, dass den Entwick-
lungsländern eine stärkere Teilhabe an den Entscheidungs-
prozessen der internationalen Organisationen nicht mehr 
versagt werden kann. Zwar konnte im Rahmen der Monter-
rey-Konferenz nicht im Einzelnen geklärt werden, wie den 
legitimen Interessen der Entwicklungsländer in den jeweili-
gen Institutionen entsprochen werden kann und wo die 
Grenzen einer erweiterten Mitsprache liegen, der Konsens 
von Monterrey hat jedoch den politischen Druck auf die 
betreffenden Institutionen so stark erhöht, dass sie sich in 
dieser Frage in den kommenden Jahren werden bewegen 
müssen. 
 
 
 

Neben diesen beiden wichtigen Veränderungen weist der 
Konsens von Monterrey auch in einzelnen Sachpunkten 
zahlreiche neue Akzente auf.  Beispielhaft seien hervorgeho-
ben die Entschlossenheit der internationalen Gemeinschaft, 
die Korruption zu bekämpfen und die finanziellen Grundla-
gen des internationalen Terrorismus auszutrocknen, die 
Effektivität der ODA zu steigern, die Lasten bei Verschul-
dungskrisen gerechter zu verteilen, möglicherweise ein inter-
nationales Insolvenzrecht zu erarbeiten oder die Rolle der 
Privatwirtschaft im Entwicklungsprozess zu stärken. Auch 
hier sollte nicht in Vergessenheit geraten, dass es häufig 
gerade die Entwicklungen im „Kleinen“ sind, die – aus einer 
historischen Perspektive betrachtet – die Welt nachhaltig 
verändern. 
In einer Hinsicht hat die Konferenz Financing for Develop-
ment sogar neue Maßstäbe gesetzt. Dies war die von Beginn 
an sehr breit angelegte Beteiligung der Wirtschaft und der 
Nicht-Regierungsorganisationen. Zu jedem Zeitpunkt hatten 
beide Gruppierungen Gelegenheit, ihre Argumente in den 
Diskussionsprozess einzubringen. Ob mit dieser Öffnung 
bessere Ergebnisse erzielt werden konnten, ist bei internatio-
nalen Konferenzen möglicherweise nicht die relevante Frage. 
Entscheidend ist vielmehr, dass es in Monterrey gelungen ist, 
das gesamte Spektrum öffentlicher Meinungen in den Pro-
zess einzubinden. 
Viele Fragen sind während der Konferenz Financing for 
Development offen geblieben bzw. nicht ausreichend behan-
delt worden. Einige Beobachter der Konferenz haben dies als 
ein Zeichen für den geringen Erfolg der Konferenz gewertet. 
Sie übersehen aber, dass nicht alle Fragen, die ein ganzheitli-
cher Ansatz zur Entwicklungsfinanzierung aufwirft, auch im 
Rahmen einer Finanzierungskonferenz sinnvoll erörtert 
werden können. Letztlich kann den Kritikern aber entgegen-
gehalten werden, dass vor fünf Jahren der Konsens von 
Monterrey politisch noch nicht möglich gewesen wäre. 
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